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Die Wiederaufnahme des durch gerichtliche Einigung  
beendeten Verfahrens

Die Wiederaufnahme ist gemäß § 163 ZPO nur für rechts­
kräftig durch Urteil oder Beschluß entschiedene Verfahren 
möglich.1''1 Die in § 163 Abs. 1 ZPO genannten Tatbestände 
können aber auch in Verfahren, die durch gerichtliche Eini­
gung beendet werden, auftreten und sich negativ auf das 
Verfahrensergebnis auswirken. Es ist deshalb vorgesehen, 
die Wiederaufnahme auch für durch gerichtliche Einigung 
beendete Verfahren zuzulassen. Dabei sollen die Bestimmun­
gen des § 163 ZPO (mit Ausnahme, des Abs. 2) entsprechend 
angewendet werden. Über Abs. 1 Ziff. 1 würden damit auch 
Fälle erfaßt, in denen eine arglistige Täuschung (ein An­
fechtungsgrund gemäß § 70 ZGB) durch eine Prozeßpartei 
zum Abschluß einer mit der wahren Sach- und Rechtslage 
nicht übereinstimmenden Einigung führte.13

Die Anfechtungsgründe „Irrtum“ und „rechtswidrige Dro­
hung“ sind mit dem Tatbestand „nachträgliches Bekannt­
werden von Tatsachen und Beweismitteln“ nicht erfaßbar. 
Da sie aber beim Abschluß von gerichtlichen Einigungen 
nicht ausgeschlossen werden können, wäre die Wiederauf­
nahmeregelung um diese Tatbestände zu erweitern. Es wäre 
auch zu berücksichtigen, daß in einigen Fällen Einigungen 
unter gewolltem Verzicht auf die vollständige Sachaufklä­
rung abgeschlossen und bestätigt werden. In solchen Fällen 
muß eine Wiederaufnahme des Verfahrens, gestützt auf das 
nachträgliche Bekanntwerden von Tatsachen und Beweismit­
teln, ausgeschlossen sein.

Die .dargelegten Aspekte könnten in einem § 163 а ZPO 
wie folgt gefaßt werden:

„(1) Die Wiederaufnahme eines durch verbindliche ge­
richtliche Einigung abgeschlossenen Verfahrens ist zulässig, 
wenn

1. Tatsachen oder Beweismittel bekannt werden, die dem 
Gericht und dem Kläger des Wiederaufnahmeverfahrens bei 
Bestätigung der Einigung nicht bekannt waren, sofern nicht 
ausdrücklich auf eine entsprechende Sachaufklärung verzich­
tet worden war;

2. die Einigungserklärung des Klägers des Wiederaufnah­
meverfahrens infolge rechtserheblichen Irrtums über deren 
Inhalt oder infolge einer widerrechtlichen Drohung nicht mit 
dem tatsächlichen Willen übereinstimmte

und wenn der Kläger in Kenntnis der Sachlage und unter Be­
rücksichtigung aller Umstände die Einigung nicht abgeschlos­
sen hätte.

(2) Im übrigen gelten die Bestimmungen des § 163 mit 
Ausnahme des Abs. 2 entsprechend.“

Gerichtliche Änderung der Einigung  
auf Grund veränderter Umstände

Gerichtliche Einigungen über wiederkehrende Leistungen 
können, wenn sich die ihnen zugrunde liegenden Verhält­
nisse wesentlich geändert haben, über eine prozessuale Ge­
staltungsklage nach § 10 Abs. 1 Ziff. 4 ZPO gerichtlich geän­
dert werden. Im Novellierungsentwurf wird das eindeutig 
klargestellt.

Wesentliche Veränderungen können aber auch bei anderen 
gerichtlichen Einigungen nachträglich eintreten. Mit der Frage 
nach der Möglichkeit der Änderung einer gerichtlichen Eini­
gung über die Aufhebung eines Mietverhältnisses wegen 
Eigenbedarfs hat sich das Bezirksgericht Leipzig auseinan­
dergesetzt.lfi Diese Frage kann auch bei anderen gestaltenden 
gerichtlichen Einigungen entstehen, z. B. bei der Einräumung 
von Mitbenutzungsrechten.

Für zivilrechtliche Verträge sieht § 78 ZGB eine gerichtli­
che Änderung und Aufhebung vor, wenn es zwischen den 
Partnern zu keiner gestaltenden Vereinbarung nach § 77 ZGB 
kommt. Eine Gestaltungsklage nach § 78 ZGB sollte u. E. auch 
bei zivilrechtlichen gerichtlichen Einigungen auf Grund ih­
res Vereinbarungscharakters möglich sein. Im Interesse der 
Eindeutigkeit und der Rechtssicherheit wäre es angebracht, 
den Rechtsgedanken des § 78 ZGB zu verallgemeinern und 
eine entsprechende Regelung in den § 10 Abs. 1 ZPO aufzu­
nehmen. Damit würde auch berücksichtigt, daß gerichtliche 
Einigungen Vollstreckungstitel sind. 14 15 16

14 Vgl. ZPO-Kommentar. a. a. O.. Anm. 0 zu §163 (S. 251).
15 Zu möglichen Wiederaufnahmegründen nach der geltenden ZPO 

vgl. G. Janke. „Kassation und Wiederaufnahme zivil-, familien- 
und arbeitsrechtlicher Entscheidungen wegen unzureichender 
Aufklärung des Sachverhalts”, NJ 1985, Heft 8, S. 322 ff. (insbes. 
S. 324).

16 Urteil vom 6. September 1988 - 5 BZB 159 88 - (NJ 1989, Heft 5, 
S. 216).

Erfahrungen aus der Praxis
Gewährung der Jahresleistungsprämie 
in wissenschaftlichen Einrichtungen

Auf der Grundlage einer gemeinsamen Richtlinie des Mi­
nisteriums für Hoch- und Fachschulwesen und des Zentral­
vorstandes der Gewerkschaft Wissenschaft Jdzw. der zuständi­
gen Ministerien und der Zentralvorstände der Industrie- 
gewerkschaften/Gewerkschaften wird seit 1988 an Universi­
täten, Hochschulen, medizinischen Akademien, Fachschulen, 
wissenschaftlichen Bibliotheken, wissenschaftlichen Museen 
und sonstigen wissenschaftlichen Einrichtungen eine Jahres­
leistungsprämie gewährt. Ihrem Charakter nach ist die Jah­
resleistungsprämie eine Leistungs- und Erfüllungsprämie, mit 
der zugleich langjährige Berufserfahrungen anerkannt wer­
den. Ziel der Jahresleistungsprämie ist es, hohe Arbeitsergeb­
nisse im sozialistischen Wettbewerb bei der Erfüllung der 
Planaufgaben anzuerkennen. Bei der Bewertung der Leistun­
gen sind außer der Erfüllung konkret abrechenbarer Vor­
gaben das Leistungsverhalten, die schöpferischen Aktivitäten, 
die Disponibilität und die Bereitschaft der Mitarbeiter zur 
Übernahme zusätzlicher Aufgaben zu berücksichtigen.

Mit dieser Zielsetzung der Jahresleistungsprämie sind die 
Möglichkeiten der Stimulierung hoher Leistungen in den Wis­
senschaftseinrichtungen bedeutend gewachsen. Insbesondere 
ist damit eine günstige Grundlage geschaffen, um die Leistun­

gen, die während eines Studienjahres erbracht werden, kom­
plex einzuschätzen.

Die Kriterien für die Bewertung der Leistungen sind im 
einzelnen im Betriebskollektivvertrag zu vereinbaren. Mit 
dieser Festlegung der Leistuneskriterien soll die Spezifik der 
Tätigkeit der Mitarbeiter erfaßt werden (z. B. Beitrag zur 
Erfüllung und Übererfüllung komplexer Forschungsleistun­
gen, erreichte wissenschaftliche Höchstleistung und volkswirt­
schaftlich bedeutsame Spitzenleistungen mit nachgewiesener 
Überführung in die Praxis). So trägt die Jahresleistungs­
prämie mit ihrer stimulierenden Wirkung dazu bei, die Quali­
tät und Effektivität der Erfüllung der Planaufgaben in Aus­
bildung, Erziehung und Forschung, aber auch in den sog. 
Hilfsprozessen materiell wirksam anzuerkennen.

Eine Jahresleistungsprämie können alle die Mitarbeiter 
erhalten, die die im Betriebskollektivvertrag dafür festgeleg­
ten Voraussetzungen erfüllt haben. Dazu gehören sowohl die 
Erfüllung der vorgegebenen Leistungskennziffern als auch 
die zeitlichen Voraussetzungen. Die Höhe dieser Prämie be­
trägt für Mitarbeiter, für die keine speziellen Regelungen 
über eine jährliche zusätzliche Vergütung, Belohnung oder 
Treueprämie zutreffen, bei Erfüllung der Voraussetzungen 
mindestens
— nach einer zweijährigen Tätigkeit im Hoch- und Fachschul­

wesen 300 Mark,
— nach einer fünfjährigen Tätigkeit im Hoch- und Fachschul­

wesen 450 Mark,


